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Wil-West-Landverkauf stösst auf Kritik
Die St.Galler Regierung will das Entwicklungsareal dem Thurgau verkaufen. Dafür gibt es im Kantonsrat aber längst keine Mehrheit.

Marcel Elsener

Das St.Galler Stimmvolk hat
den Kredit für die Standortent-
wicklung Wil West am 25. Sep-
tember knapp abgelehnt. Nun
skizzieren die Regierungen der
Kantone St.Gallen und Thurgau
zusammen mit der Regio Wil ein
mögliches Vorgehen, um das
weit fortgeschrittene Projekt
«als wichtigsten Eckpfeiler des
Agglomerationsprogramms
Wil» trotzdem zu realisieren.

Dabei sollen die bauliche
Entwicklung und die Nutzung
des Areals «auf der Grundlage
der bisherigen Arbeiten umge-
setzt, aber noch stärker auf das
Prinzip der Nachhaltigkeit aus-
gerichtet werden», teilt die
Staatskanzlei mit. Die beste Ge-
währ, um diese Ziele zu errei-
chen, biete ein Verkauf der
Grundstücke des Kantons
St.Gallen auf den Zeitpunkt und
dem Vorbehalt der Einzonung
als Wirtschaftsareal an den Kan-
ton Thurgau.

NutzungwäreSachedes
KantonsThurgau
Der Kanton St.Gallen habe nach
der Volksabstimmung keine
Mittel mehr, Wil West als Eigen-
tümer zu erschliessen und zu
entwickeln, bestätigt der St.Gal-
ler Regierungspräsident Marc
Mächler seine Aussagen vom
November. Doch habe das Vor-
haben für beide Kantonsregie-
rungen eine grosse Bedeutung
und sei es «nicht opportun, das
Agglomerationsprojekt in Frage
zu stellen». Dass der Thurgau
bereit sei, das Land nach der
Einzonung zu kaufen und zu
entwickeln, sei aus St.Galler
Sicht die beste Lösung, meint
Mächler, zumal die Nutzung
dann «in einer Hand gebündelt
einfacher» werde. Weiterhin
seien die beiden Regierungen
und die Regio Wil überzeugt,
dass mit Wil West und den ge-
planten 3000 Arbeitsplätzen
weniger Kulturland benötigt
werde als wenn die 23 Gemein-
den ihre eigenen Industriearea-
le einzonten. Die Vereinbarung

gegen die Zersiedelung wäre
weiterhin gültig .

Die beiden Regierungen ha-
ben ihr Vorgehen in den letzten
Tagen mit den Fraktionen der
Kantonsparlamente Thurgau
und St.Gallen sowie den Ge-
meinden der Regio Wil einge-
hend und teilweise kontrovers
diskutiert, wie es in der Mittei-
lung heisst. «Es gab seitens der
einzelnen Fraktionen der bei-
den Parlamente sowohl zustim-
mende wie auch kritische Stim-
men zum geplanten Vorgehen.»
Im April soll der angestrebte Lö-
sungsweg nochmals mit den
Fraktionen und den Gemeinden
besprochen werden.

33MillionenwäredasLand
nichtmehrwert
Über ein allfälliges Grund-
stücksgeschäft zwischen den
beiden Kantonen entscheiden
letztlich die Kantonsparlamen-

te. Die St.Galler Regierung wol-
le die Botschaft vor oder nach
den Sommerferien unterbrei-
ten, sagt Mächler, sodass im
September die Kommission be-
stellt und das Geschäft im No-
vember vom Kantonsrat behan-
delt werden könnte.

Das Grundstück würde zum
Marktwert verkauft, der als
nicht erschlossenes Industrie-
land allerdings tiefer sein werde
als in der Abstimmungsvorlage
angegeben: Da war gemäss Be-
rechnungen zweier Raument-
wicklungsbüros von einem
durchschnittlichen Landwert
von 500 Franken pro Quadrat-
meter die Rede gewesen, was
bei einer vermarktbaren Fläche
von rund 65 000 Quadratmeter
gut 33 Millionen Franken bedeu-
tet hätte.

Die ersten Reaktionen jener
Parteien, die das Projekt vor der
Abstimmung ablehnten, deuten

auf wenig Unterstützung für den
Vorschlag der Regierungen hin.

SVP,SPundGrüne lehnen
Verkaufab
Die SVP lehne einen Landver-
kauf an den Thurgau ab, weil
dies einer Umgehung des Volks-
entscheids gleichkomme, meint
SVP-Vizefraktionschef Sascha
Schmid. Jedoch solle dies kein
Hindernis sein,dieumliegenden
Verkehrsprojekte, die nicht mit
der Abstimmungsvorlage zu-
sammenhängen, zu realisieren –
sprichdieAutobahnausfahrtWil
West sowie die Netzergänzung
Nord sollen laut SVP gebaut und
die Planung der Netzergänzung
Ost beschleunigt werden.

Die SP halte es für «gefähr-
lich», wenn der Kanton St.Gal-
len mit dem Verkauf das Mit-
spracherecht am Projekt verlie-
re, obwohl die Ausgestaltung
von Wil West noch so unklar sei,

sagt SP-Kantonalpräsidentin
Andrea Scheck. Die St.Galler
Stimmbevölkerung lehne das
Projekt «besonders aus Grün-
den der Nachhaltigkeit und des
Umweltschutzes klar ab»; solan-
ge die Thurgauer Regierung die
Anpassungen betreffend Kultur-
landverschleiss und klimage-
rechter Mobilität nicht konkret
und verbindlich zusichere, lehne
die SP einen Verkauf des Grund-
stücks ab. Ebenso sei die Partei
weiterhin gegen den Autobahn-
anschluss sowie die geplanten
Parkhäuser auf Vorrat.

ÄhnlichsehenesdieGrünen:
«Den klaren Volkswillen für
einen sorgsameren Umgang mit
KulturlanddurcheinenLandver-
kauf bloss zu umgehen, ist für
uns keine Option», sagt Frak-
tionschef Meinrad Gschwend.
DieGrünenanerkanntendasBe-
dürfnis für eine wirtschaftliche
Entwicklung in der Region Wil,

aber es brauche einen Marsch-
halt, um das Konzept von Wil
West nochmals grundlegend zu
überprüfen. «Wenn das Gebiet
tatsächlich überbaut werden
soll, dann hat sich das Projekt
von A bis Z an den Klimazielen
von Paris zu orientieren.»

Mit dem Landverkauf werde
der Volksentscheid gegen den
Kulturlandverschleiss «elegant
ausgehebelt», schreibt der VCS
Ostschweiz. Die «schönen Wor-
te» der Thurgauer Regierung,
das Projekt zugunsten von öV
und Velo zu überarbeiten und
Kompensationfürdasüberbaute
Kulturlandzuschaffen,müssten
schriftlich verbrieft werden, um
Vertrauen zu schaffen. «Erst
nach Vorliegen dieser Verbind-
lichkeiten würde der VCS seine
Ablehnung zum Landverkauf
nochmals überprüfen», meint
derVerbandundfordert,dasRie-
senprojektzuredimensionieren.

Der Thurgau will das Areal kaufen und ist optimistisch
SilvanMeile

Die Thurgauer Regierung ist be-
reit, das Projekt Wil West in die
eigenen Hände zu nehmen.
Nach Gesprächen mit den Amts-
kollegen aus St.Gallen möchten
die Thurgauer Land vom Nach-
barkanton abkaufen. Es geht um
zwei Grundstücke mit einer Ge-
samtgrösse von 124 000 Quad-
ratmetern,dieeinstvomGutsbe-
trieb der psychiatrischen Klinik
Wil bewirtschaftet wurden und
in St.Galler Besitz sind. Sie lie-
gen auf Thurgauer Territorium.

Das Signal aus dem Thurgau
ist klar: Die bauliche Entwick-
lung und die Nutzung des Areals
sollen auf der Grundlage der
jahrelangen Planungen weiter-
geführt werden. 3000 Arbeits-
plätze für gut qualifiziertes Per-

sonal sind auf dem Grenzgebiet
der beiden Kantone angedacht.
Das St.Galler Stimmvolk stopp-
te dieses Vorhaben jedoch, als es
einen Kredit zur Erschliessung
und Vermarktung des Areals ab-
lehnte.

Volksabstimmung
vermeiden
Nun will der Thurgau den Ball
aufnehmen. Zu welchem Preis
der Kanton das Areal als Bau-
land kaufen könnte, steht ge-
mäss Baudirektor Dominik Die-
zi noch nicht fest. Abgemacht
sei, dass «zwei renommierte Bü-
ros den Preis schätzen und wir
den Mittelwert» bezahlen.

«Eine Volksabstimmung ist
gemäss Kantonsverfassung
nicht vorgesehen», betont Die-
zi. Der Kauf des Landes würde

über den Finanzhaushalt ins Fi-
nanzvermögenabgewickeltwer-
den. Dafür reiche die Zustim-
mung des Grossen Rates. Und
auch eine Volksabstimmung
über einen Erschliessungskre-
dit, wie sie im Nachbarkanton
gescheitert ist, sei im Thurgau
nicht notwendig. «Wir werden
das Areal nicht selber entwi-
ckeln», sagt Diezi. Entsprechen-
de Aufträge würden an Firmen
vergeben. Über Vorschriften
könnte der Kanton als Landbe-
sitzer aber weiterhin die qualita-
tiven Anforderungen für die An-
siedelung hochhalten.

Thurgauer Politiker zeigen
sich offen gegenüber diesen Plä-
nen. Um einem Kauf zustimmen
zu können, müsste man aber alle
Bedingungen kennen und eine
politische Diskussion führen,

sagt Stephan Tobler, Fraktions-
präsident der SVP. Dabei soll
auch die Frage aufgeworfen
werden, ob eine derartige Inves-
tition tatsächlich ohne Volksab-
stimmung getätigt werden kann
und soll. «Wir stehen dem Vor-
haben des Kantons positiv
gegenüber, das Land zu über-
nehmen», sagt Anders Stok-
holm, Fraktionschef der FDP.
«Es ist eine gute Möglichkeit,
sich im wirtschaftlichen Wettbe-
werb zu positionieren und An-
siedelungen zu steuern.» Wenn
alles in einer Hand liege, redu-
ziere das auch die Komplexität.

«Wir sind vorsichtig befür-
wortend», sagt Stefan Leuthold
von der GLP. Interessenten für
Ansiedelungen gebe es be-
stimmt. «Wir würden das Pro-
jekt aber gerne etappiert reali-

sieren, um laufend auf Bedürf-
nisse von Investoren reagieren
zu können und dabei sorgfältig
mit dem Land umzugehen.»

EsbleibtnurnochZeit
bisEnde Jahr
Die Euphorie in den Standortge-
meinden ist verpufft, die Zeit
drängt. Für Wil West müssten
die Baumaschinen 2025 auffah-
ren, damit der Bund das Agglo-
programm mit den zugesicher-
ten 130 Millionen Franken
unterstützt, sagt Diezi. «Des-
halb muss für uns bis Ende die-
ses Jahres bekannt sein, ob wir
das Land kaufen können.» Sonst
sei für den Thurgau das Projekt
nicht mehr länger zu halten.
EineVolksabstimmungüberden
Landverkauf, wie es die Gegner
im St.Galler Kantonsrat bereits

forderten, würde das Projekt zu-
sätzlich blockieren.

Diezi betont, dass die Ge-
bäude auf dem Areal CO2-neut-
ral geplant seien. Dennoch müs-
se das Projekt noch nachhaltiger
werden. Luft nach oben sieht er
bei der Kommunikation. Zusätz-
liches Vertrauen könne geschaf-
fen werden, indem aufgezeigt
werde, dass 23 Gemeinden der
Regio Wil verbindlich kein neu-
es Bauland einzonen dürfen.
Andererseits soll geprüft wer-
den, wo Bauland als Kompensa-
tion ausgezont werden kann.
Firmen für Wil West zu finden,
sieht Diezi aber nicht als Pro-
blem. Komme man mit solchen
gut erschlossenen Flächen in
dieser Distanz zu Zürich auf den
Markt, müsse man sich darüber
kaum Sorgen machen.

Blick auf das Land am Stadtrand vonWil, das erschlossen werden soll. Bild: Hanspeter Schiess


